
Szenarien gab es viele. Aber der
Landrat ist immer wieder für
Überraschungengutundlieferte
genaudasunerwarteteSzenario.

Die Initiative «Energiepoli-
tik nur mit der Bevölkerung»
der SVP will das Energiedekret
kippen. Das Öl- und Gashei-
zungsverbot würde gestoppt.
Einen gemässigteren Vorschlag
brachte die FDP vor: Christine
Frey wollte den Hausbesitzen-
den eine Schonfrist gewähren
und das Verbot fossiler Heizun-
gen auf 2030 hinausschieben.

IneinerwirrenAbstimmung
wurde der Vorschlag vor zwei
Wochen vom Landrat versenkt.
AmDonnerstag beganndieDe-
batte vonNeuem,weil Frey den

Antrag in der zweiten Lesung
noch einmal stellte.

UndsodebattiertederLand-
rat fast zwei Stunden abermals

über das Öl- und Gasheizungs-
verbot. Von der kleinen Lehr-
stunde über Heizungstechnik
(RolfBlatter,FDP)biszurAusei-
nandersetzung zwischen Mitte
(Claudia Brodbeck) undGrünli-
beralen (Tim Hagmann) über
die Definition von liberalem
Verhalten war alles dabei. Für
Gesprächsstoff sorgte vor allem
auch einBeitrag dieser Zeitung,
in welchem die lokale Wirt-
schaft sichdahingehendäusser-
te, auf das Verbot fossiler Hei-
zungen vorbereitet zu sein.

Dass die Debatte überhaupt
solangedauerte,hatauchdamit
zu tun, dass die Mitte und auch
TeilederFDPinden letzten Jah-
ren einen Kurswechsel vollzo-
gen haben und das Energiede-
kret, welches der Landrat da-

Yann Schlegel mals verabschiedet hatte, nicht
mehr stützen.

Stichentscheid und die
plötzlicheWende
Ein Abstimmungskrimi bahnte
sichanundamEndebrauchtees
den Stichentscheid von Land-
ratspräsident Reto Tschudin:
Der aussichtsreiche Gegenvor-
schlag zur Initiative, durch wel-
chen die Bevölkerung an der
Urne das Öl- und Gasheizungs-
verbot auf 2030 hätte hinaus-
schieben können, kam zustan-
de. Nur Minuten später spielte
die SVP aber ihr eigenes takti-
schesSpiel:Gemeinsammitder
Ratslinken versenkte sie den
Gegenvorschlag ganz.

Offensichtlich will es die
Partei von Peter Riebli darauf

ankommen lassen; das Basel-
biet soll das Öl- oder Gashei-
zungsverbotentwederganzver-
senken oder dieses eben gut-
heissen.

Mitte-Landrat Marc Scher-
rer war über das Vorgehen der
SVP offensichtlich verwirrt und
forderte in einem Rückkom-
mensantrageineneuerlicheAb-
stimmung. GzimHasanaj (Grü-
ne) zitierte nach dieser neuerli-
chen Wendung eine
Redewendung von Karl Marx:
«Die Geschichte wiederholt
sich. Einmal als Tragödie und
einmal als Farce.» Nun sei der
Landrat endgültig bei der Farce
angelangt. Der Landrat stelle
seineWürde aufs Spiel, wenn er
beijedemunliebsamenResultat
eine Abstimmung wiederholen

lasse.ScherrersAntragscheiter-
te nach diesem Appell hoch-
kant.

Zuvor hatte sich der grüne
Umweltdirektor Isaac Reber
einmal mehr mit eindringli-
chen Worten an die Bürgerli-
chen gewandt. «Was ihr aus-
löst, ist entgegen den Interes-
sen der Heizungsbranche, der
Bevölkerung, der Gemein-
den», sagte er. «Wenn hier je-
mand nicht für das Verbot fos-
silerHeizungenbereit ist, dann
ist es der Landrat.»

Nach dem versenkten
GegenvorschlagstütztedieFDP
(mit Ausnahme von Robert
Vogt) in der Schlussabstim-
mung die SVP-Initiative, wäh-
rend die Mitte umschwenkte
und diese ablehnte.

«Wenn hier jemand
nicht für das Verbot
fossiler Heizungen
bereit ist, dann ist es
der Landrat»

Isaac Reber
Baselbieter Umweltdirektor

Schon dasVorgeplänkelwar ge-
tragenen Tones. Bevor es über-
haupt zur Debatte um eine Par-
lamentarische Untersuchungs-
kommission (PUK) zu den
Vorgängen zwischen der Basel-
landschaftlichen Kantonalbank
(BLKB), ihrer Tochterbank Ra-
dicant und dem Kanton selbst
kam, musste die Dringlichkeit
eines SP-Vorstosses behandelt
werden.Kurzundgut:Finanzdi-
rektorAntonLauber (Mitte) soll
das Bankendossier entzogen
werden.

Dies forderte SP-Landrat
Koller und zwardringlich.Doch
für die Dringlichkeit der parla-
mentarischen Behandlung
braucht es imLandrat ein Zwei-
drittelsmehr – das nicht erreicht
wurde.Zwarstandes39Ja-zu38
Nein-Stimmen, aber ein einfa-
ches Mehr reicht nicht. Die
Fronten sind dennoch klar: SP,
Grüne und vor allem auch GLP
riefen nach Dringlichkeit, der
bürgerliche Block mit Mitte,
FDP und SVP nicht.

Der inallerEile eingereichte
Vorstoss wird dennoch behan-
delt werden. Wie es dereinst
aussieht, ist offen. Während
SVP-Präsident Peter Riebli
mahnte, einen solchenDossier-
Entzug erst zu thematisieren,
wenn ausreichend Fakten zur
BLKB und Radicant vorlägen,
fanden vor allem Koller und
GLP-Landrat Manuel Ballmer,
dassbereitsmehrals genugZeit
verstrichensei,umdemFinanz-
direktor die Kantonalbankweg-
zunehmen.

Der Finanzdirektor und
dieUntersuchung
LaubersRollebeiderGründung
unddemHochfahren vonRadi-
cant seit 2021 ist politisch um-
stritten, zumal Lauber selbst
eineZeit lang vonAmteswegen
im Bankrat der BLKB Einsitz
hatte. Dies ist nun zwar eine
Weile her, doch war Lauber als
Vertreter der politischen Auf-
sicht auch im Bild über die neu-
erlichenVorgänge, als Radicant

mit demDigitaltreuhänder Nu-
marics fusionierte. Eine Ver-
schmelzung, die bei der BLKB
zu einem weiteren Abschreiber
von 105Millionen Franken füh-
rensollte–undCEOJohnHäfel-
finger sowie den damaligen
Bankratspräsidenten Thomas
Schneider nach einigem Hin
und Her per Ende Juli den Job
gekostet hat.

Jetzt räumt die Bank unter
dem neuen Präsidenten Tho-
mas Bauer zwar auf. Doch die
Politik will mehr wissen, viel
mehr. Es wird eine Parlamenta-
rische Untersuchungskommis-
sion geben. Der Landrat über-
wies stillschweigend das Ver-
fahrenspostulat von
SVP-Landrat Peter Riebli. Die
Geschäftsleitung des Landrats
wird nun innert drei Monaten
eine entsprechende Vorlage
ausarbeiten, welche dann wie-
derumeingehend imParlament
beratenwird.

Klar ist damit, dass das Parla-
ment via PUK versuchen wird,
einen tieferenBlick indieTätig-
keitendesBankratsderBLKBzu
erhalten. Gemäss einem vor
zwei Wochen vorgestellten, un-
abhängigen Untersuchungsbe-
richt habe sich der Bankrat bei
Radicant zu weit aus demFens-
ter gelehnt. Formuliert wurde
so,dasseshiess,derBankratha-
be sichnicht ausschliesslich auf
seine Aufsichts- und Kontroll-
funktionbeschränkt.Zudemsei
dieFusionvonRadicantmitNu-
marics nicht so gründlich ge-
prüftworden,wieesmöglichge-
wesen sein könnte.

Bei der Einsetzung der PUK
geht es um viel. Das Parlament
als Oberaufsicht geht sogar da-
vonaus, dass inBezugaufRadi-
cant allenfalls strafrechtlich re-
levanteInformationenansLicht
kommen könnten. So zumin-
dest sagte es auch SVP-Landrat
Florian Spiegel, Präsident der

Finanzkommission, als es glei-
chentagsauchumdieKenntnis-
nahme des Geschäfts- und
Nachhaltigkeitsberichts der
BLKB ging.

EineWürdigung der
BLKB gab es doch noch
DiesesKenntnisnahme,norma-
lerweise ein eher formeller Akt
im Baselbieter Landrat, wurde
plötzlich heikel. Spiegel wies al-
lerdingsdaraufhin,dassderBe-
richt bereits per Ende des zwei-
ten Quartals 2025 als abge-
schlossen galt, also bevor die
Vorgänge rund um Radicant
undNumaricsandieÖffentlich-
keit gelangten. Diese wurden
erst im Juli publik, zusammen
mit den Rücktritten von BLKB-
CEOHäfelfinger und Bankrats-
präsident Schneider.

Fiko-Präsident Spiegel be-
tonte:DieKommissionhabeam
Mittwoch das Geschäft noch-
mals eingehenddiskutiert.Man

sei zum Schluss gekommen,
dass die Kenntnisnahme am
Donnerstag lediglich ein politi-
scher Akt sei. «Dies führt nicht
zu einer Décharge der Verant-
wortlichen,auchstrafrechtliche
Folgen sind nach wie vor mög-
lich», sagte Spiegel. Dies insbe-
sondere angesichts Umstände,
dienachderPublikationdesGe-
schäfts- undNachhaltigkeitsbe-
richts 2024 zutage kamen.

Vielmehr gälte es, trotz des
Radicant-Debakels zu anerken-
nen, dass die BLKB als Stamm-
haussolideunterwegssei,«eine
funktionierende und werthalti-
ge Bank», so Spiegel. Diese ver-
füge über viele Mitarbeitende,
die tagtäglich gewissenhaft ihre
Arbeit machen, was an dieser
Stelle gewürdigt werden sollte.
Der Landrat tat dies undwinkte
zumindest dieses BLKB-Ge-
schäft stillschweigend und
wohlwollend mit 59 Ja- zu 7
Nein-Stimmen durch.

Andreas Schwald
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Unterrichtsverbot Was tun,
wenn eine Lehrperson gegen-
über ihren Schülerinnen und
Schülern gewalttätig oder se-
xuellübergriffigwird? ImBasel-
biet kann die zuständige Behör-
deeineKündigungverfügen.Da
der Kanton aber keine Berufs-
ausübungsbewilligung kennt,
kann er diese auch nicht entzie-
hen. Kommt hinzu, dass Lehr-
personen, die in einem Kanton
ein Unterrichtverbot erhalten
haben, theoretisch anderswo
weiter unterrichten können.

UmdiesenMissstand zu be-
heben,hatderLandratamDon-
nerstag in zweiter Lesung eine
Revision des Bildungsgesetzes
beschlossen. Neu kann imKan-
ton dieUnterrichtstätigkeit auf-
grund schwerwiegender Ver-
fehlung und begangener Ver-
brechen befristet oder
dauerhaft durchdieBildungsdi-
rektion entzogen werden. Wer
einVerbot erhält, landet auf der
nationalen «schwarzen Liste».

Doch der neue Paragraf ist
nicht unumstritten. Denn der
Kriterienkatalog, der zu einem
Ausschluss führen kann, um-
fasstnichtnurstrafrechtlichver-
urteilte Vergehen und Verbre-
chen. Auch eine Suchterkran-
kungoder psychischeProbleme
können zu einem Berufsaus-
übungsverbot führen, falls da-
durch die Eignung zu unterrich-
tenmassiv eingeschränkt wird.

Für SP-Landrätin Ronja Jan-
senmagdieseAusweitung zwar
gut gemeint sein, sie hält diese
aber für juristisch nicht haltbar.
In Fällen, in denen es nicht um
den Schutz von Kindern gehe,
fehle die Dringlichkeit, eine so
schwerwiegende Massnahme
wie ein Berufsverbot ohne
rechtsstaatlich gesichertes Ver-
fahren zu ermöglichen.

Regierungsrätin Monica
Gschwind (FDP) hält diesen
«Auffangtatbestand» hingegen
für notwendig, um auch Lehr-
personen vom Unterricht aus-
schliessen zu können, die sich
zwarnichtschuldhaftverhalten,
aber durch eine schwerwiegen-
de Erkrankung die Schülerin-
nen und Schüler potenziell ge-
fährden. In solchen Fällen sei
aber ein Arztzeugnis notwen-
dig, versichert Gschwind. (mes)

Die Basellandschaftliche Kantonalbank (BLKB) trennt sich von Radicant. Doch das Parlament setzt nun eine Sonderkommission ein. Bild: ans

Energiegesetz-Saga: Landrat versinkt im Abstimmungschaos
Die Bevölkerung des Kantons Basellandwird nächstes Jahr an der Urne über das Gas- undÖlheizungsverbot befinden.

Es gibt eine PUK zur BLKB
Der Landrat wird eine Sonderkommission einsetzen, um das Radicant-Debakel zu durchleuchten.

Wenn Lehrkräfte
gef ährlich werden


